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Wir bitten um Weiterleitung an alle Mitglieder des Ausschusses 
für Gesundheit! 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Wir Ärzte für Kinder- und Jugendpsychia trie und –psychotherapie bitten 
Sie folgende Änderungsvorschläge im GKV-WSG zu berücksichtigen, 
damit auch in Zukunft über das Jahr 2009 hinaus eine differenzierte, 
individuelle und qualifizierte ambulante Therapie von Kindern, 
Jugendlichen und Heranwachsenden in kinder- und jugend-psychiatrischen 
und psychotherapeutischen Praxen möglich ist 
 
 
1. Die bei der Behandlung von Kindern, Jugendlichen und 
Heranwachsenden notwendigen psychotherapeutischen, psycho- 
psychosomatischen und psychiatrischen therapeutischen Leistungen lassen 
sich wegen der Zeitgebundenheit  einerseits und der Kontingentierung und 
Bewilligungspflicht in der Richtlinien- Psychotherapie andererseits in den 
nach § 85b neu SGB V vorgesehenen arztbezogenen 
Regelleistungsvolumina nicht sinnvoll abbilden, da der Behandlungsbedarf 
individuell sehr stark schwankt und nicht in einer Pauschale zu fassen ist. 
 
Deswegen sollte in § 85 b Abs. 1 Satz 2 ergänzt werden: 
Satz 1 gilt nicht für zeitgebundene psychotherapeutische, 
psychosomatische und psychiatrische  Leistungen und 
vertragszahnärztliche Leistungen. 
 
 
2. Im GKV-Modernisierungsgesetz wurde in § 85 Abs. 4 Satz 4 auch eine 
Regelung für eine angemessene Vergütung psychotherapeutischer 
Leistungen von Fachärzten für Kinder- und Jugendpsychiatrie und –
psychotherapie eingeführt. Diese in § 85 enthaltene Regelung wird im 
jetzigen Gesetzentwurf durch § 85a Absatz 1 ab 1. Januar 2009 außer Kraft 
gesetzt! 
 
Die Berechnung der psychotherapeutischen Leistungen auf der Grundlage 
von bundeseinheitlichen Orientierungswerten würde erneut zu einer 
Benachteiligung der Arztgruppen führen, die ausschließlich zeitgebundene 
therapeutische Leistungen erbringen, da eine Mengenausweitung von  



 

vorneherein ausgeschlossen ist. Insofern sollte die Formulierung des § 85 Abs. 4 Satz 4 in § 87 Abs. 2 
übernommen werden und nach Satz 2 ein neuer Satz 3 eingefügt werden: 
 
„Im Bewertungsmaßstab für die ärztlichen Leistungen  sind  Regelungen zur Vergütung der 
psychotherapeutischen Leistungen der Psychologischen Psychotherapeuten und Kinde r- und 
Jugendlichen-psychotherapeuten, der Fachärzte für Kinder- und Jugendpsychiatrie und -
psychotherapie, der Fachärzte für Psychiatrie und Psychotherapie, der Fachärzte für 
Nervenheilkunde, der Fachärzte für Psychosomatik und Psychotherapie (psychotherapeutische 
Medizin) sowie der ausschließlich psychotherapeutisch tätigen Ärzte zu treffen, die eine angemessene 
Höhe der Vergütung je Zeiteinheit gewährleisten.“  
 
3. Die Rahmenbedingungen therapeutischer Arbeit mit psychisch kranken Kindern und Jugendlichen und 
fachliche Gründe (hohe Schwankungen im Betreuungsgrad je nach Art, Schwere und Chronifizierung der 
Erkrankung) machen die in § 87 Abs. 2a vorgesehene  Pauschalierung therapeutischer Leistungen unmöglich. 
Insofern stellt sich die Vergütung psychothera-peutischer, psychosomatischer und psychiatrischer Leistungen 
für Kinder, Jugendliche und Heranwachsende als Einzelleistung als medizinische Notwendigkeit dar, um den 
differenzierten und unterschiedlichen Ansprüchen dieser Patientengruppen gerecht zu werden. Um das von 
vornherein klarzustellen ist § 87 Abs. 2c nach Satz 1 zu ergänzen um den Satz : 
Psychotherapeutische und therapeutische psychiatrische Leistungen werden als Einzelleistungen 
vergütet. 
 
4. Hauptamtliche Besetzung des gemeinsamen Bundesausschusses. 
 
Bisher ist in § 91 Abs. 5 Satz 2 vorgesehen, dass bei Beschlüssen zu den Richtlinien der 
psychotherapeutischen Versorgung das Plenum auf Seiten der Leistungserbringer durch psychotherapeutisch 
tätige Ärzte und Psycho- therapeuten in gleicher Zahl besetzt wird. Diese Besetzung wurde erstmalig 1998 
im Rahmen des Psychotherapeutengesetzes als § 92 Abs. 2a ins SGBV aufgenommen. Die jetzt in § 91 Abs. 
2 vorgesehene Besetzung mit lediglich drei Vertretern von KBV und DKG gemeinsam benannten 
Mitgliedern macht die Besetzung mit einem psychotherapeutisch ausgewiesenen Experten äußerst 
unwahrscheinlich. Die besondere Zusammensetzung des Plenums bei psychotherapeutischen Belangen sollte 
aber gerade der Tatsache Rechnung tragen, dass hier besonderer Sachverstand erforderlich ist.  
 
Insofern sollte § 91 Abs. 2 um folgenden Satz ergänzt werden:  
Bei Beschlüssen zu den Richtlinien über die psychotherapeutische Versorgung sind als Vertreter der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung je ein ärztlicher und Psychologischer Psychotherapeut zu 
benennen. Die Hauptamtlichkeit kann entfallen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Dr. med. Christa Schaff 
Vorsitzende des BKJPP 
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